lich zwei 
vierteljä 
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Das Blatt erſcheint nach Be- + + + ö Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
darf, im allgemeinen monate anſtalten und durch die 
mal, zum Preiſe von a Expedition des Blattes 
hrlich 2 Goldmark. Berlin WS, Mauerſtraße 44 

der 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Der Bezugspreis für das Vierteljahr Januar — März beträgt 2 Goldmark freibleibend. 


Ar. 2. 


Berlin, Sonnabend, den 23. Januar 1926. 26. Jahrgang. 


Ik 


Inhalt: 
Perſönliche Angelegenheiten: S. 21. 


III. Handels angelegenheiten: 1. Handels vertretungen: Nachtrag III zur Borſenordnung für die 


IV. 


Börſe zu Berlin S. 21. — 2. Sonſtige Angelegenheiten: Bekanntmachung, betr. Ungültigkeits⸗ 
erklärung verlorengegangener Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine S. 22. 

Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Dampfkeſſelweſen: Erl. d. M. f. H. vom 9. Januar 1926 
Nr. III 10974, 1G 44, Vb 7. 15. 4209, betr. gewölbte Dampffaßböden ohne Verankerung für inneren 
Überdruck S. 23. Erl. d. M. f. H. vom 29. Dezember 1925 Nr. III 11425, betr. Vulkaniſierapparate 
S. 28. Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
vereinen S. 24. — 2. Wandergewerbe und Märkte: Eil. d. M. f. H. vom 11. Januar 1926 
Nr. III 11399/25, betr. Gewerbelegitimationskarten S. 24. — 3 Handwerks angelegenheiten: 
Erl. d. M. f H. vom 2. Januar 1926 Nr. IV 17159, betr. die Abhaltung von Innungsverſammlungen 
an Sonntagen S. 25 — 4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Erl. d. M. f. H. vom 
8. Januar 1926 Nr. III 11 491/25, betr. Gemeinſchaftsarbeit bei der Durchführung der Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften S. 25. — 5. Gewerbeaufſicht: Betr. Geſchäfte des Prüfungsamts für 
Gewerbeauffichtsbeamte im Jahre 1925 S. 27. — 6. Verkehrs angelegenheiten: RdErl. d. M. f. H. 
u. d. M. d J. vom 9. Januar 1926 Nr. Va 14420 u. II M 4931 1/25, betr. Anderung der Vor⸗ 
ſchriften über Kraftfahrzeugverkehr S. 27. 


VI. Nichtamtliches: Bücherſchau S. 28. 


I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Die Gewerbeaſſeſſoren Dr. Witt in Neuß und Krüger in Nienburg (Wejer) find 


zu Gewerberäten ernannt worden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


Sondelsvertretungen. 


Nachtrag III zur Börſenordnung für die Börſe zu Köln vom 1. April 1921. 


1. Der durch Nachtrag II abgeänderte § 10 erhält in Abſ. 1 folgende Faſſung: 

Die Zulaſſung zum Börſenbeſuch erfolgt auf ſchriftlichen Antrag durch die 
Induftrie- und Handelskammer. Sie hat die Unterſtützung des Antrages durch 
zwei Geſchäftsfirmen zur Vorausſetzung, die mindeſtens zwei Jahre Börſen⸗ 
mitglieder ſind. Die Zulaſſung bedarf der Zuſtimmung des Börſenvorſtandes. 
Wird der Antrag auf Zulaſſung abgelehnt, ſo kann er innerhalb 6 Monaten 
nach der Ablehnung nicht wiederholt werden. Die Ablehnung des Antrages 
erfolgt ohne Angabe von Gründen. 


2. Nach 8 10 Abſ. 1 wird folgender Abſ. 2 und Abſ. 3 eingefügt: 

Inſoweit es ſich um Anträge auf Zulaſſung zur Wertpapierbörſe handelt, 
muß dem Antrag je ein Solawechſel jedes Gewährsmannes in Höhe von je 
3000.— RM, beigefügt werden, der bei der Induſtrie- und Handelskammer 
hinterlegt wird. Statt der Wechſel kann die Sicherheit auch in bar oder in 
börſengängigen Wertpapieren geleiſtet werden. Die Induſtrie- und Handels⸗ 
kammer iſt berechtigt, über die geſtellte Sicherheit zu verfügen, wenn innerhalb 
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dreier Jahre nach der Zulaſſung dieſe gemäß § 11 zurückgenommen wird oder 

der Zugelaſſene, nachdem er im Sinne des § 11 zahlungsunfähig geworden iſt, 
auf die Zulaſſung verzichtet. Die Verfügung über die Sicherheit ſoll tunlichſt 
zugunſten geſchädigter Gläubiger des Antragſtellers oder zu Wohlfahrtszwecken 
erfolgen, die mit der Börſe in Verbindung ſtehen. Die Sicherheiten werden 
zurückgegeben, wenn die Zulaſſung rechtskräftig abgelehnt wird, oder wenn ſich 
innerhalb von drei Jahren kein Anlaß zur Inanſpruchnahme der Gewährs⸗ 
männer ergeben hat. 

Die Zulaſſung zur Wertpapierbörſe erfolgt mit der Maßgabe, daß der 
Antragſteller zwecks Abſchluß von Bankiergeſchäften oder zwecks Betriebs des 
Maklergewerbes zugelaſſen wird. Perſonen, die zwecks Betriebs des Makler⸗ 
gewerbes zugelaſſen werden, kann fernerhin die Beſchränkung auferlegt werden, 
daß ſie ausſchließlich Geſchäfte zwiſchen anderen Börſenbeſuchern vermitteln und 
ſich nicht ſelbſt als Vertragspartei bezeichnen dürfen. Wollen ſich Beſucher der 
Wertpapierbörſe mit dem Abſchluß von Geſchäften befaſſen, zu denen ſie nach 
Maßgabe ihrer Zulaſſung nicht berechtigt ſind, ſo bedarf es hierfür einer neuen 
Zulaſſung, ſofern nicht der Börſenvorſtand beſchließt, die frühere Zulaſſung ab⸗ 
zuändern. Überſchreiten zugelaſſene Börſenbeſucher die ihnen durch die Zulaſſung 
gezogenen Grenzen der Teilnahme am Börſenhandel, ſo kann ihre Zulaſſung 
zurückgenommen werden. 


3. Vorſtehende Abänderung tritt mit dem 15. Januar 1926 in Kraft. 


Genehmigt. 
Berlin, den 9. Januar 1926. 
(Siegel) Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IIb 86. J. A.: Römhild. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 


Bekanntmachung, betr. Ungültigkeitserklärung verloren gegangener Sprengſtoff⸗ 
Erlaubnisſcheine. 


Die von dem Landrat des Kreiſes Strehlen für den Betriebsleiter Fritz Walter 
in Strehlen und den Bruchmeiſter Traugott Schwarzer in Strehlen unter Nr. 3/23 und 
Nr. 4/23 des Verzeichniſſes (Muſter B), von dem Gewerberat in Vohwinkel für den Schieß⸗ 
meiſter Franz Aue in Neviges unter Nr. 118 (Muſter A), von dem Gewerberat in Pader⸗ 
born für den Baumeiſter Joſef Henkel in Fürſtenberg (Kr. Büren) unter Nr. 10/24 
(Muſter B), von dem Gewerberat in Mühlhauſen für den Landwirt und Gemeindevorſteher 
Cyriakus Schollmeyer in Beberſtedt-Eichsfeld unter Nr. 16 (Muſter A), von dem Berg⸗ 
rebierbeamten des Bergreviers Hattingen für den Betriebsführer Otto Philipp in Dum⸗ 
berg⸗Ruhr unter 2/24, von dem Gewerberat in Limburg für den Schießmeiſter Heinrich 
Alef Il in Herſchbach unter Nr. 112 (Muſter B) und von dem Gewerberat des Gewerbe⸗ 
aufſichtsamts Beeskow⸗Oberbarnim für den Brunnenbaumeiſter Willi Heinrich in Kerzen⸗ 
dorf, Kr. Teltow unter Nr. 37/25 (Muſter A) ausgeſtellten Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine 
ſind verloren gegangen und werden hiermit für ungültig erklärt. 

Der von dem Gewerberat in Limburg für den Schießmeiſter Auguſt Schäfer aus 
Wirbelau (Oberlahnkreis) unter Nr. 272 ausgeſtellte Sprengſtoff⸗Erlaubnisſchein iſt wegen 
Unzuverläſſigkeit des Inhabers zurückgezogen worden und hat ſeine Gültigkeit verloren. 


Berlin, den 7. Januar 1925. 


Zugleich für den Miniſter des Innern: 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


J. A.: von Meyeren. 
III 11259, 16 — M. f. H. II 6 9 M. d. J. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 9. Januar 1926 Nr. III 10974, 1G 44, Vb 7. 15. 4209, betr. 
gewölbte Dampffaßböden ohne Verankerung für inneren Überdruck. 


Die Runderlaſſe vom 24. Auguſt 1925 (HM Bl. S. 225) und vom 16. November 1925 — 
III 9080 /IG 2231 /Vb 7. 15. 3537 —, betreffend gewölbte Dampfkeſſelböden ohne Ver⸗ 
ankerung für inneren Überdruck, gelten ſinngemäß auch für Dampffäſſer (vergl. Abſchn. VI 
„Berechnung der Blechdicken gewölbter voller Böden ohne Verankerung gegenüber innerem 
Überdruck“ der Bauvorſchriften für Dampffäſſer). 
Abdrucke dieſes Erlaſſes für 
bei a): die Gewerbeaufſichtsbeamten 
bei b): die Bergrevierbeamten 
bei d): die Mitgliedsvereine 
ſind in der erforderlichen Anzahl beigefügt. 


J. A.: v. Meyeren. 


An a) die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin 
und den Herrn Verbandspräſidenten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in 
Eſſen (Ruhr), 
b) die Oberbergämter, 
e) die Reichsbahndirektionen (Kleinbahnaufſicht) in Preußen⸗Heſſen, 
d) den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungs vereine in 
Wernigerode a. H. 


zur Verſtändigung der Mitgliedsvereine. 


Erl. d. M. f. H. vom 29. Dezember 1925 Nr. III 11425, betr. Vulkaniſierapparate. 


Auf Ihren Antrag vom 9. Dezember d. Is. genehmige ich auf Grund des 8 20 Ziffer 2 
der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln, daß 
Ihren ſchmiedeeiſernen Vulkaniſierapparaten in der von Ihnen angegebenen Ausführung in 
e von den vorbezeichneten Beſtimmungen nachſtehende Erleichterungen gewährt 
verden: 

1. Die Speiſevorrichtungen können durch einen Fülltrichter mit genügender lichter 
Weite erſetzt werden. 

2. Als Waſſerſtandsvorrichtung genügt ein in gerader Richtung durchſtoßbarer 
Probierhahn mit einer lichten Weite von mindeſtens 6 mm. 

3. Von der Anbringung eines Kontrollflanſches kann abgeſehen werden, wenn eine 
Einrichtung für den behelfsmäßigen Anſchluß des Kontrollmanometers vor⸗ 
geſehen wird. 

4. Von den regelmäßigen Unterſuchungen ſind die Keſſel befreit; dagegen ſind die 
Prüfungen gemäß § 12 und erforderlichenfalls gemäß § 13 a. a. O. durchzuführen. 


Die vorſtehenden Erleichterungen knüpfe ich an folgende Bedingungen: 
1. Das Produkt aus der Heizfläche in Quadratmetern und der Dampfſpannung 
in Atmoſphären Überdruck darf die Zahl 2 nicht überſteigen. 
2. Jeder Apparat muß mit einem zuverläſſigen Sicherheitsventil ausgerüſtet ſein. 
3. Soweit autogene Schweißarbeiten an den Apparaten ausgeführt werden, ſind 
von der ausführenden Firma Mrowka & Lehninger in Charlottenburg die 
Nähte zweimal gut durchzuſchweißen und durch Hämmern in rotglühendem 
Zuſtande zu vergüten. Die Apparate ſind nach der Schweißung im ganzen 
auszuglühen. Der Dampfkeſſel⸗Uberwachungsverein „Berlin“ erhält Anweiſung, 
die ſachgemäße Ausführung der Arbeiten zu überwachen. 
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Die Dampferzeuger bleiben der Genehmigungspflicht (85 24 und 25 der 
Gewerbeordnung) unterworfen; fie gelten hinſichtlich des Aufſtellungsortes als 
bewegliche Dampfkeſſel. 


J. A.: von Meyeren. 
An die Firma A. Racuſin & Co., Maſchinenbauanſtalt in Berlin WS, Charlottenſtr. 25. 


Abdruck überſende ich zur Kenntnis und Beachtung. Für die Gewerbeaufſichtsbeamten 
ſind Abdrucke beigefügt. 


& 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſel⸗ 
überwachungsvereinen. 


Mit der 


Bezeichnung Den nachgenannten Vereins⸗Ingenieuren ſind Stellvertretung RR 
an erteilt worden die Berechtigungen 1 tätigkeit ſind 
Be I. Grades II. Grades III. Grades IV. Grades beauftragt: . 
Alton eee — Rabe — — 
Barmen .| Ehrife — — — — == 
Bernburg . 8 — — Blobel — — — 
Caſſel.. Herms — — | — — — 
[Giſſibʒl 
Coblenz:z Golz — — — — — 
[Böhm 
Dortmund. . . Siedentop == — — — 7 
Elbing — Lucke — — — Wundrich 
Frankfurt a. M. — Armbruſter — — — — 
M.⸗Gladbach . . Breuer — = = = -— 
Hagen er: u Seekjeimar)  — — u a 5 
Halberſtadt == Kniſpel — — von Voß 
Halle a. d. S. Kage — a = — == 
Hannover. . . Vogelſang | Cronjäger — Haier — Dunſing 
Köln — Krayer = — — = 
Königsberg — — Stellmacher — FF = 
Magdeburg. . | Uhlenbrud — — = = = 
Oppeln. 5 — — — — Böddecker [Wewer 
(Hirſchber⸗Hirſchber- [ Rack 
Stettin — — — ] ger ger Struck 
(Schaaf \ meyer 


*) Ii Sinne des Erlaffes vom 15. Auguſt 1901 — Illa 6809. 


2. Wandergewerbe und Märkte. 


Erl. d. M. f. H. vom 11. Januar 1926 Nr. III 11 399% 5, betr. Gewerbe⸗ 
legitimationskarten. 


Das ant 3. November 1923 in Genf unterzeichnete internationale Abkommen zur 
Vereinfachung der Zollförmlichkeiten iſt vom Deutſchen Reich ratiftziert worden. Das Ab⸗ 
kommen hat für das Deutſche Reich am 30. Oktober 1925 Gültigkeit erlangt (Bekannt⸗ 
machung vom 10. Auguſt 1925 — RGBl. II S. 812 —). Im Verkehr mit den in dieſer 
Bekanntmachung aufgeführten Ländern, die das Genfer Abkommen ebenfalls ratifiziert 
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haben, ift daher die Gewerbelegitimationskarte in Zukunft nur nach dem in Artikel 10 des 
Abkommens vorgeſehenen Muſter (RGBl. 1925 II S. 685) auszuſtellen. 

Darüber hinaus iſt die Gewerbelegitimationskarte nach dieſem Muſter auch im Ver⸗ 
kehr mit denjenigen Staaten anzuwenden, denen das Recht der Meiſtbegünſtigung hinſichtlich 
des Gewerbetriebes in Deutſchland eingeräumt worden iſt, ſofern nicht durch Sonder⸗ 
abkommen etwas anderes beſtimmt iſt (vgl. Art. 19 des Genfer Abkommens). Dement⸗ 
ſprechend bedürfen auch die ausländiſchen Handlungsreiſenden, die dieſen Staaten angehören, 
zum Geſchäftsbetriebe in Deutſchland nicht mehr einer Gewerbelegitimationskarte nach dem 
Muſter der Anlage 1 zu Ziffer II B 2 der Bekanntmachung des Bundesrats, betreffend 
Ausführungsbeſtimmungen vom 27. November 1896 (RGBl. S. 745), ſondern es genügt 
in dieſem Falle die von den zuſtändigen Heimatsbehörden der ausländiſchen Handlungs- 
reiſenden nach dem Genfer Muſter ausgeſtellte Karte. Soweit die ausländiſchen Staaten 
von dieſem Rechte der Meiſtbegünſtigung keinen Gebrauch machen, d. h. Gewerbelegitimations⸗ 
karten nach dem Genfer Muſter für ihre Handlungsreiſenden zum Geſchäftsbetriebe in 
Deutſchland nicht ausſtellen ſollten, bleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen der 
Ziffer Il B 2 der Bekanntmachung des Bundesrats, betreffend Ausführungsbeſtimmungen 
zur Gewerbeordnung vom 27. November 1896 (RGBl. S. 745). 

Für deutſche Handlungsreiſende, welche ihren Geſchäftsbetrieb in einem Staate aus⸗ 
üben, der das Genfer Abkommen nicht ratifiziert hat oder ihm nicht beigetreten iſt, der 
aber Deutſchland die Meiſtbegünſtigung zugeſichert hat, würde eine Anderung des bisherigen 
Rechtszuſtandes hinſichtlich der Gewerbelegitimationskarten nur dann eintreten, wenn ein 
ſolcher Staat im Verkehr mit einem dritten Staate die Gewerbelegitimationskarten nach 
dem Genfer Muſter anwenden ſollte. Kraft der Meiſtbegünſtigung könnte in dieſem Falle 
von deutſchen Handlungsreiſenden die Anerkennung einer Gewerbelegitimationskarte nach 
dem Genfer Muſter beanſprucht werden. 

Sonderabkommen wegen der Gewerbelegitimationskarten hat Deutſchland mit der 
Schweiz, der Tſchecho⸗Slowakiſchen Republik, dem Königreich der Serben, Kroaten und 
Slowenen, mit der Republik Eſtland und der Republik Finnland abgeſchloſſen. 

Vordrucke zu allen vorbezeichneten Gewerbelegitimationskarten können von der Reichs⸗ 
druckerei bezogen werden. Wegen ihrer Beſtellung verweiſe ich auf den Erlaß vom 
21. September 1925 (HM Bl. ©. 265). 


Mee sen. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


3. Handwerksangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 2. Januar 1926 Nr. IV 17159, betr. die Abhaltung von Innugs⸗ 
verſammlungen an Sonntagen. 


Die Zuſammenberufung der Innungsverſammlungen iſt nach 8 83 Abſ. 2 Ziffer 6 RG O. 
durch das Statut zu regeln. Es iſt daher den Innungsorganen überlaſſen, zu beſtimmen, 
wann Innungsverſammlungen einberufen werden ſollen. Ich erwarte jedoch, daß Verſamm⸗ 
lungen während der Kirchzeit nicht anberaumt und daß Ordnungsſtrafen wegen Verſäumnis 
von Innungsverſammlungen, die gleichwohl während der Kirchzeit ſtattfinden, nicht verhängt 
werden. Die Innungsaufſichtsbehörden erſuche ich hiervon zu verſtändigen. 


J. V.: Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und die Herren Oberpräſidenten in Charlottenburg 
und Königsberg. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Erl. d. M. f. H. vom 8. Januar 1926 Nr. III 1149125, betr. Gemeinſchaftsarbeit bei 
der Durchführung der Unfallverhütungsvorſchriften. 


5 Nachſtehende Abſchrift überſende ich zur Kenntnisnahme und zur Verſtändigung der 
Gewerbeaufſichtsbeamten, für die weitere Abdrucke beigefügt ſind. Sie wollen dafür Sorge 
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tragen, daß die in den anliegenden Vereinbarungen enthaltenen Grundſätze von den Gewerbe: 
aufſichtsbeamten durchgeführt werden. Über die hierbei gemachten Erfahrungen erſuche ich 
mir bis auf weiteres zum 1. Januar jeden Jahres, erſtmalig zum 1. Januar 1927 zu be⸗ 
richten. 

J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin NW 40, den 28. Dezember 1925. 


Betrifft Gemeinſchaftsarbeit bei der Durchführung der Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften. 


Auf Grund der beigefügten Vereinbarungen iſt nunmehr eine Einigung zwiſchen den 
Vertretern der ſtaatlichen Gewerbeaufſicht und denen der Berufsgenoſſenſchaften über die 
Gemeinſchaftsarbeit bei der Durchführung der Unfallverhütungsvorſchriften erzielt worden, 
der auch die Regierungen der Länder zugeſtimmt haben. Ich begrüße dies Ergebnis und 
hoffe, daß die in gemeinſchaftlicher Arbeit geſchaffenen Grundſätze im Geiſte gegenſeitigen 
Entgegenkommens gehandhabt werden, und daß die Gemeinſchaftsarbeit zu einer Förderung 
der Unfallverhütung beitragen möge. Ich bitte, die Gewerbeaufſichtsbeamten und die 
höheren Verwaltungsbehörden (Nr. 1 der Vereinbarungen) zu verſtändigen und mit ent⸗ 
ſprechender Anweiſung zu verſehen, damit die Gemeinſchaftsarbeit vom Januar 1926 ab 
allgemein zur Durchführung gelangt. Der erſtrebte Erfolg wird nicht ausbleiben, wenn 
auch die Regierungen der Länder dieſer Frage ihr Intereſſe widmen und für einen Aus⸗ 
gleich anfänglich etwa auftretender Schwierigkeiten beſorgt ſein werden. Ich wäre dankbar, 
wenn Ihrerſeits die Reichsarbeitsverwaltung über die Ergebniſſe der Gemeinſchaftsarbeit 
und über etwaige beſondere Beobachtungen auf dieſem Gebiete dauernd auf dem Laufenden 
gehalten werden könnte. 

III B 6769. J. V.: Dr. Geib. 


An die Regierungen der Länder. 


Vereinbarungen über die Gemeinſchaſtsarbeit bei der Durchführung 
von Unfallverhütungsvorſchriſten. 


1. Die Namen und Wohnſitze der techniſchen Aufſichtsbeamten der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften, die gemäß § 883 Reichsverſicherungsordnung von den Genoſſenſchaftsvorſtänden 
den höheren Verwaltungsbehörden mitzuteilen ſind, werden von dieſen den Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten bekannt gegeben. Anderungen ſind in der gleichen Weiſe mitzuteilen. Die 
Reichsarbeitsverwaltung veröffentlicht regelmäßig Namen, Wohnſitze und Aufſichtsbereiche 
der Gewerbeauſſichtsbeamten und der techniſchen Aufſichtsbeamten im Reichsarbeitsblatt. 

2. Der techniſche Aufſichtsbeamte der Berufsgenoſſenſchaft ſetzt ſich vor, ſpäteſtens bei 
Einreiſe in einen Gewerbeaufſichtsbezirk mit dem Gewerbeaufſichtsbeamten in Verbindung, 
um ſeine Beteiligung an den Beſichtigungen zu ermöglichen. In gleicher Weiſe verfährt 
der Gewerbeaufſichtsbeamte gegenüber techniſchen Aufſichtsbeamten der Berufsgenoſſenſchaft, 
die an ſeinem Amtsſitz wohnen, wenn es ſich um Reviſionen handelt, die durch Fragen 
der Unfallverhütung veranlaßt worden ſind. Bei größeren Unfällen und in ſonſtigen 
geeigneten Fällen werden gemeinſame Beſichtigungen vereinbart. Es iſt möglichſt zu ver⸗ 
meiden, daß der gleiche Betrieb zwecks Überwachung der Unfallverhütung ohne zwingenden 
Grund kurz hintereinander von dem Gewerbeaufſichtsbeamten und dem techniſchen Aufſichts⸗ 
beamten beſichtigt wird. 

Der techniſche Aufſichtsbeamte kann von der Fühlungnahme mit dem Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten auf beſondere Weiſung des Reichsverſicherungsamtes, das hierbei im Benehmen 
mit der Reichsarbeitsverwaltung handelt, abſehen, wenn ſeine Aufſichtstätigkeit das Zu⸗ 
ſtändigkeitsgebiet der Gewerbeaufſicht wenig oder garnicht berührt. Eine derartige Weiſung 
kann das Reichsverſicherungsamt für alle Berufsgenoſſenſchaften hinſichtlich einzelner Gruppen 
von Gewerbebetrieben (3. B. Handwerksbetrieben) erteilen. 

3. Werden bei einer Beſichtigung weſentliche Mängel feſtgeſtellt, jo teilen der Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamte und die Berufsgenoſſenſchaft ſich die Feſtſtellungen gegenſeitig mit und 
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überwachen gelegentlich weiterer Beſichtigungen ihre Abſtellung. Der Gewerbeaufſichts⸗ 
beamte macht ferner dem Vorſtand der Berufsgenoſſenſchaft Mitteilung, wenn er An⸗ 
ordnungen trifft, die mit den ihm als Richtlinien überwieſenen Unfallverhütungsvorſchriften 
nicht im Einklang ſtehen. 

4. Der Gewerbeaufſichtsbeamte hat, wenn nicht Gefahr im Verzuge iſt, dem Vorſtand 
der Berufsgenoſſenſchaft vor dem Erlaß von polizeilichen Verfügungen, welche die Unfall- 
verhütung betreffen, innerhalb einer angemeſſenen Friſt Gelegenheit zur Außerung zu geben. 
Eine Abſchrift der polizeilichen Verfügung ſelbſt iſt dem Berufsgenoſſenſchaftsvorſtand 
gemäß § 872 Reichsverſicherungsordnung zu überſenden. Die Erfüllung der in den Ver⸗ 
fügungen gemachten Auflagen iſt auch von dem techniſchen Aufſichtsbeamten nachzuprüfen. 

In gleicher Weiſe verfährt der Vorſitzende der Berufsgenoſſenſchaft bei Bewilligung 
der in den Unfallverhütungsvorſchriften vorgeſehenen Ausnahmen, wenn nicht die Aus⸗ 
nahme Gegenſtände betrifft, die offenbar ohne jedes Intereſſe für die Gewerbeaufſicht ſind. 
Zu III B 6769. 


5. Gewerbeaufſicht. 


Betr. Geſchäfte des Prüfungsamts für Gewerbeaufſichtsbeamte im Jahre 1925. 


Dem Prüfungsamt für Gewerbeaufſichtsbeamte waren gemäß der Vorbildungs⸗ und 
Prüfungsordnung vom 7. September 1897 (Min. Bl. d. i. V. 1898 S. 29) 5 Gewerbe⸗ 
referendare früher überwieſen worden; 31 Gewerbereferendare wurden im Laufe des Jahres 
neu überwieſen. Von dieſen 36 Gewerbereferendaren haben 17 die Gewerbeaſſeſſoren⸗ 
prüfung vollendet, 5 haben ſie gut und 12 ausreichend beſtanden. 1 Gewerbereferendar 
wurde wegen ungünſtigen Ausfalls ſeiner ſchriftlichen Arbeiten gemäß § 20 a. a. O. an 
ein Gewerbeaufſichtsamt zurückverwieſen. Von den übrigen haben 9 alle ſchriftlichen 
Arbeiten und 6 die erſte ſchriftliche Arbeit abgeliefert. 


6. Verkehrs angelegenheiten. 


RdErl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 9. Januar 1926 Nr. Va 14420 u. II M 4931 11/25, 
betr. Anderung der Vorſchriften über Kraftfahrzeugverkehr. 


Durch die im RGBl. 1925 1 Nr. 53, S. 435 ff. veröffentlichte Verordnung dom 
5. Dezember 1925 ſind verſchiedene Vorſchriften über Kraftfahrzeugverkehr weſentlich ab⸗ 
geändert worden. 

Die Anweiſung vom 4. Juni 1923 — Va 6256 u. II N 577 — (MBl. d. i. V. S. 649 
und HMBl. S. 67) bleibt, ſoweit nicht gegenteilige Vorſchriften ergangen find”), beſtehen. 

Zu einzelnen neuen Vorſchriften bemerken wir folgendes: 

a) Bisher waren nur Kraftfahrzeuge bis zu einem Geſamtgewicht von 9t zum 
Gemeingebrauch der Wege zugelaſſen. Da neuerdings Kraftfahrzeuge gebaut werden, 
bei denen infolge Verteilung des Gewichts auf 3 Achſen die einzelnen Achsdrucke niedriger 
gehalten werden können, ſind jetzt dreiachſige Kraftfahrzeuge bis zu einem betriebsfertigen 
Gewichte von 15 t zum Gemeingebrauch der Wege zugelaſſen unter der Vorausſetzung, daß 
bei keiner Achſe der Achsdruck 5 t überſteigt und daß alle Räder mit Luftreifen verſehen ſind. 

b) Um die Beläſtigungen durch Auspuffgaſe wirkſamer bekämpfen zu können, 
gilt jetzt jede Beläſtigung von Perſonen und Gefährdung von Fuhrwerken durch Geräuſch, 
Rauch, Dampf oder üblen Geruch als unzuläſſig. 

Bisher war das Offnen von Auspuffklappen innerhalb geſchloſſener Ortsteile ver⸗ 
boten. Da dieſe Vorſchrift häufig übertreten wurde, iſt das Verbot der Anbringung von 
Auspuffklappen wieder eingeführt. Bei ausländiſchen Kraftfahrzeugen, die auf Grund des 
Internationalen Abkommens vom 11. Oktober 1909 (RGBl. 1910 S. 603) zum Verkehr 
195 e Reich zugelaſſen werden, kann nur das Offnen der Auspuffklappen verboten 

rden. 

e) Die Vorſchrift über Abgabe von Warnungszeichen iſt in Anbetracht der zu⸗ 
nehmenden Klagen über Beläſtigungen durch Warnungszeichen verſchärft worden. 

1 d) Die in der Begriffsbeſtimmung für Kleinkrafträder vorgeſehene PS.-Grenze iſt 
im Hinblick auf die neuere techniſche Entwicklung herabgeſetzt worden. Die bisherige 


ip *) Pgl. RdErl. vom 21. September 1923 (Ml. d. i V. S. 969), 23. Juni 1924 (daſ. S. 701), 29 Auguſt 
925 (daſ. S. 943) 
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Regelung des Kleinkraftradverkehrs hat ſich nicht bewährt. Um eine beſſere polizeiliche 
Überwachung zu ermöglichen, iſt der Kennzeichnungszwang eingeführt worden. Um für die 
Vorbereitung der polizeilichen und ſteuerlichen Maßnahmen Zeit zu gewinnen, treten die 
Vorſchriften des Art. 1 Nr. 23 u. 24 der Verordnung vom 5. Dezember 1925 erſt am 
1. März d. J. in Kraft. Wir erſuchen die beteiligten Behörden, unter allen Umſtänden 
dafür Sorge zu tragen, daß die dann gewiß zahlreich eingehenden Anträge ſofort und ohne 
jede Verzögerung erledigt werden können. 

Strafvorſchriften für Zuwiderhandlungen beim Verkehr mit Kleinkrafträdern ſind 
im Art. I Nr. 25 dieſer Verordnung erlaſſen. 

e) Nach den bisherigen Vorſchriften hatten die höheren Verwaltungsbehörden der 
Sammelſtelle für Nachrichten über Kraftfahrzeugführer beim Polizeipräſidium 
Berlin u. a. Mitteilung von jeder Erteilung eines Führerſcheines zu machen. Bei der 
Sammelſtelle wurde für jede Perſon, der ein Führerſchein erteilt iſt, ein Karteiblatt angelegt. 
Da mit dem zunehmenden Kraftfahrzeugverkehr auch eine gewaltige Steigerung der Arbeiten 
ſowohl bei der Sammelſtelle wie auch bei den höheren Verwaltungsbehörden verknüpft iſt, 
iſt zur Entlaſtung dieſer Stellen durch Art. I Nr. 29 der Verordnung die bisherige Vorſchrift 
derart geändert worden, daß die Erteilung eines Führerſcheins der Sammelſtelle nicht mehr 
mitzuteilen und von ihr nicht mehr zu regiſtrieren iſt. Von jetzt ab werden bei der Sammel⸗ 
ftelle nur noch die Perſonen regiſtriert, über die etwas nachteiliges bekannt iſt. 


An die Regierungspräſidenten, den Polizeipräſidenten in Berlin, die Landräte und die 
Ortspolizeibehörden. 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Das berichtigte vorläufige Ergebnis der Volkszählung in Preußen vom 
16. Juni 1925 erſcheint demnächſt als Sonderdruck und iſt vom Verlag des Preußiſchen 
Statiſtiſchen Landesamtes, Berlin SW 68, Lindenſtraße 28, gegen Einſendung von 1,50 KM 
zu beziehen. 

Die Veröffentlichung iſt dadurch beſonders wertvoll, daß ſie nicht nur die Zahlen der 
ortsanweſenden und der Wohnbevölkerung, ſondern auch die der Wohnſtätten und Haus⸗ 
haltungen im Freiſtaate Preußen aufführt. — Eine neue Gliederung nach Provinzen, 
Regierungsbezirken, Kreiſen, ſämtlichen Städten und nach Landgemeinden mit 10 000 und 
mehr Einwohnern ſowie eine neue, ſehr überſichtliche Anordnung des Seitenbildes erhöhen 
den Wert dieſer wichtigen Veröffentlichung und erleichtern ihre Benutzung. 


Die Preußiſchen Kommunalabgabengeſetze in ihrer jetzt geltenden Faſſung. 
Von Dr. Walter Moll und Joſef M. Kreuter. Dritte Aufl. Carl Heymanns Verlag, 
Berlin WS. 1926. 


Reichsbewertungsgeſetz vom 10. Auguſt 1925 mit Erläuterungen, Einleitung 
und Sachregiſter. Von Dr. Hans Berolzheimer. C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung, 
München. 1926. 


Die ſämtlichen Durchführungsbeſtimmungen zu den Aufwertungsgeſetzen 
nach dem Stande von Ende Dezember 1925. Von Dr. Fritz Koppe. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde, Berlin W 10 und Wien J. 


Aufwertung und Anleihe-Ablöſung in Baden. Von Dr. Arthur Weilbauer. 
Verlag G. Braun, Karlsruhe. 1925. 
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